
Zum Auftakt informierte Patrick Unver-
richt, Leiter des Referates D 3 im saarlän-
dischen Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Frauen und Gesundheit, über die Auswir-
kungen der Paragrafen 78 und 220 SGB V, 
die ein Verbot der Kreditaufnahme durch 
die Körperschaften beinhalten. Auch in 
finanziell schwierigen Zeiten sind die Kör-
perschaften zu sparsamer Haushaltsfüh-
rung verpflichtet. Insbesondere planbare 
Finanzierungsengpässe wie Renovierung 
und Instandhaltung der Gebäude kön-
nen nicht durch Aufnahme von Krediten 
finanziert werden.

Im zweiten Teil der Tagung konnten alle 
Teilnehmer aus ihrem KZV-Bereich berich-
ten. Besonders bedrohlich ist der Rück-
gang der Praxen im östlichen Teil und in 

den ländlichen Gebieten. Nachwuchs- und 
Niederlassungsförderung sollen hier ge-
gensteuern. Die Möglichkeiten der Struk-
turfonds nach § 105 SGB V werden über-
wiegend genutzt. Die Teilnehmer wün- 
schen sich jedoch ein stärkeres Engage-
ment der Bundesregierung.

Leider weisen die Signale, die der Refe-
rentenentwurf der Bundesgesundheits-
ministerin aussendet, in die entgegen- 
gesetzte Richtung. Einschränkung der 
Selbstverwaltung in der Honorargestal-
tung, Beschränkung der Berufsausübung 
durch das Abrechnungsverbot kieferor-
thopädischer Leistungen für Nichtfach-
zahnärzte für Kieferorthopädie und natür-
lich eine Absenkung der Honorarzuwächse 
unter die Grundlohnsumme für die Jahre 

2027 bis 2029, um nur einige der vorge-
sehenen Maßnahmen zu nennen.

Die Vorsitzenden der Vertreterversamm-
lungen der Kassenzahnärztlichen Vereini-
gungen appellieren an alle Gesundheits-
politiker in Deutschland, diesen Restrik- 
tionen, insbesondere der Einschränkung 
der Abrechenbarkeit kieferorthopädischer 
Maßnahmen, ihre Zustimmung zu ver-
weigern. Ansonsten ist zu befürchten, 
dass eine flächendeckende kieferortho-
pädische Versorgung in ganz Deutsch-
land nicht mehr weiterhin gewährleistet 
werden kann.

Redaktion

Vom Herbst der Reformen  
zum Frühjahr der Restriktionen
VV-Vorsitzende tagen im Saarland

In diesem Jahr fand das Frühjahrstreffen der Vorsitzenden der KZV-Vertreterversammlungen im Saarland statt. Diese 
regelmäßigen Treffen dienen dem Informations- und Erfahrungsaustausch unter den höchsten Gremien der zahnärzt-
lichen Selbstverwaltung. Die KZVB war durch ihren VV-Vorsitzenden Dr. Jürgen Welsch vertreten.

Die VV-Vorsitzenden aller deutschen KZVen warnten bei einer Tagung im Saarland vor weiteren Restriktionen bei der vertragszahnärztlichen Versorgung.
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